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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11a AL 177/07 B 
 
L 12 AL 46/07 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 12 AL 110/03 (SG Detmold) 
 
 
 
 
.........................................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
Der 11a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. April 2008 durch 

die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l   sowie den Richter 

Dr.  L e i t h e r e r   und die Richterin   Dr.  R o o s 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 17. Oktober 2007 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, da ihre Begründung nicht den gesetzlichen Anforderungen ent-

spricht. 

 

Nach § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) muss in der Begründung der Be-

schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) "dargelegt" oder die Entscheidung, von der das Urteil des Lan-

dessozialgerichts (LSG) abweicht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder der Verfahrensmangel, auf dem 

das Urteil des LSG beruhen soll (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), "bezeichnet" werden. Diesen 

zwingenden Anforderungen genügt die vorgelegte Beschwerdebegründung nicht, da sie davon 

absieht, Zulassungsgründe zu nennen. Soweit geltend gemacht wird, das LSG habe den Fall 

der Klägerin im Ergebnis unrichtig entschieden, wird verkannt, dass im Beschwerdeverfahren 

nicht über die Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung, sondern allein über die 

Nichtzulassung der Revision zu befinden ist und die Revision nur zugelassen werden darf, 

wenn einer der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe gegeben ist. 

Eine Begründung, die Zulassungsgründe nicht herausarbeitet, sondern es dem 

Beschwerdegericht überlässt, den Prozessstoff daraufhin durchzusehen, ob Zulassungsgründe 

in Betracht kommen, genügt den Begründungsanforderungen des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG 

nicht; denn es ist gerade der Sinn der Begründungspflicht, dass die Prüfung, ob 

Zulassungsgründe vorliegen, zunächst vom Prozessbevollmächtigten des Beschwerdeführers 

vorgenommen wird.  

 

Die Beschwerdebegründung wäre im Übrigen auch dann unzureichend iS des § 160a Abs 2 

Satz 3 SGG, wenn man annehmen wollte, dem Gesamtvorbringen sei sinngemäß eine Rechts-

frage zu den Anforderungen an die Bestimmung von Vermögen zum Zweck der Alterssicherung 

im Rahmen der Arbeitslosenhilfe-Bedürftigkeitsprüfung zu entnehmen und insoweit werde sinn-

gemäß der Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung geltend gemacht. Denn auch 

dann fehlt es jedenfalls an hinreichenden Ausführungen zur Klärungsbedürftigkeit einer 

etwaigen Rechtsfrage, da die Beschwerdeführerin sich weder substantiiert mit den 

einschlägigen Rechtsgrundlagen noch mit der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 

(BSG) auseinandersetzt. Die nach der ständigen Rechtsprechung des BSG an die Darlegung 

gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG zu stellenden Anforderungen (vgl etwa BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 60 und 65; SozR 3-1500 § 160a Nr 16) sind auch nicht dadurch erfüllt, dass in der 

Beschwerdebegründung ohne eindeutige Erläuterungen vier Entscheidungen des BSG und ein 

Schrifttumshinweis lediglich genannt werden. Es ist deshalb nicht näher darauf einzugehen, 

dass die Beschwerdebegründung auch keine geeigneten Ausführungen zur Klärungsfähigkeit 

einer Rechtsfrage enthält. 

 

Die unzulässige Beschwerde ist zu verwerfen. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  5 
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